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Sachgebiet 2 


Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 
betr. Berufs- / Laufbahnreform 


Schreiben des Bundesministers des Innern - D I 3 - 
216 100/23 - und des Bundesministers für Bildung 
und Wissenschaft - 14-0104-3/73- vom 18. Ok- 
tober 1973: 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 42. Sitzung am 
14. Juni 1973 den vom Ausschuß für Bildung und 
Wissenschaft gestellten Antrag (vgl. Drucksache 
7/694) angenommen und folgenden Beschluß gefaßt: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

a) ihre Untersuchungen darüber zu verstärken, in 
welchem Umfang die Berufs- und Laufbahn- 
strukturen in Wirtschaft und Verwaltung von 
den projektierten neuen Bildungsabschlüssen 
(Abitur I, Abitur II, Abschlüsse im Gesamt- 
hochschulbereich) voraussichtlich verändert 
werden und welche Folgerungen für die Be- 
rufs- und Laufbahnreform daraus zu ziehen 
sind; 

b) die rechtlichen Voraussetzungen für eine sol- 
che Reform zu schaffen; 

c) dem Deutschen Bundestag zum 30. September 
1973 über die Ergebnisse der von ihr in den 
Stellungnahmen der Bundesministerien des In- 
nern, für Arbeit und Sozialordnung sowie für 
Wirtschaft und Finanzen genannten Institu- 
tionen und Gremien zu berichten; 

d) dem Deutschen Bundestag in angemessenen 
Abständen über den Fortgang der Angleichung 
der Berufs- und Laufbahnreform an die neuen 
Bildungsabschlüsse zu berichten. 

L 

Die Bundesregierung ist mit dem Deutschen Bundes- 
tag der Auffassung, daß zwischen der Struktur des 
Bildungswesens, seinen Inhalten und Abschlüssen 
und den Berufsmöglichkeiten in Wirtschaft und 
öffentlichem Dienst ein enger Zusammenhang be- 
steht. Sie teilt die in dem Ersuchen des Deutschen 
Bundestages zum Ausdruck kommende Ansicht, daß 
Änderungen im Bildungssystem mit Veränderungen 
im Beschäftigungssystem in einem engen, gegen- 
seitigen Zusammenhang stehen, der rechtzeitig er- 
kannt werden muß. So wirken gerade die Struktur 
der Berufsfelder und sich wandelnde Ansprüche im 


! Dienstleistungs- und Produktionssektor auf die Ent- 
wicklung des Bildungswesens ein. Es besteht also 
eine enge Wechselbeziehung, keineswegs nur eine 
einseitige Abhängigkeit des einen Bereiches vom 
anderen. 

I Die notwendigen Abstimmungen erfordern eine 
Vielzahl rechtlicher und organisatorischer Maßnah- 
I men. Da diese Maßnahmen z. T. erhebliche Bedeu- 
tung für andere Entscheidungen und außerdem 
häufig beachtliche finanzielle Konsequenzen haben 
können, müssen sie sorgfältig geplant und vorbe- 
reitet werden. Die Bundesregierung wird gemäß 
dem Ersuchen zu Buchstaben d in angemessenen 
; Abständen über die Entwicklung berichten. Unbe- 
schadet des vom Deutschen Bundestag zum Buch- 
staben c erbetenen und unter IIL erstatteten Be- 
richts legt die Bundesregierung jedoch Wert darauf, 
eine kurze Zusammenfassung der wichtigsten schon 
jetzt vorliegenden Beschlüsse wiederzugeben. Hier- 
für sind vor allem maßgeblich: 

— Der von der Studienkommission für die Reform 
des öffentlichen Dienstrechts im Mai 1973 vorge- 
legte Bericht, 

— der von der Bundesregierung am 29. August 1973 
verabschiedete Entwurf zu einem Hochschul- 
rahmengesetz, 

— die einstimmige Billigung der hier relevanten 
Zielvorstellungen des Bildungsgesamtplans durch 

I die Regierungschefs von Bund und Ländern am 
20. September 1973. 

11 . 

1. Die Bildungspolitik der 60er Jahre war über- 
! wiegend auf ein Mehr an Chancengleichheit 
durch Expansion der weiterführenden allgemein- 
i bildenden Schulen, insbesondere des Gymna- 

' siums, angelegt. Ende der 60er Jahre wurde 

I durch die Schaffung und den raschen Ausbau der 
Fachoberschule ein weiterer Weg zur Hoch- 
schule mit berufsbezogenem Charakter eröffnet. 
Der quantitativen Entwicklung im Sekundar- 
bereich II, der Verdoppelung der Hochschul- 
berechtigungen von 1960 auf 1971 entsprachen 
eine stürmische Nachfrage nach Studienplätzen 
und ein rascher Ausbau der Hochschulen. 
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So sehr diese Entwicklung gesellschaftlichen Be- 
dürfnissen Rechnung trug und hinsichtlich der 
Besuchs- und Absolventenquoten bei weiter- 
führenden Bildungseinrichtungen zu einer An- 
näherung der Bundesrepublik an Industriestaa- 
ten in Ost und West führte, so nachhaltig zeig- 
ten und zeigen sie die Nachteile fehlender Struk- 
tur- und Inhaltsreformen. 

Die einseitige Ausrichtung der Gymnasien und 
Fachoberschulen auf eine bloße Zubringerfunk- 
tion zum Studium, die korrespondierende Ver- 
nachlässigung der Hauptschulen und der beruf- 
lichen Schulen, die Trennung sogenannter allge- 
meiner und beruflicher Bildung und das Fehlen 
eines ausreichenden Instrumentariums der Schul- 
laufbahn- und Bildungsberatung führten und 
führen zu schweren Ungleichgewichten im Bil- 
dungswesen und zu einem immer schwerer wie- 
genden Auseinanderklaffen von formalen Ab- 
schlüssen, daraus hergeleiteten Ansprüchen und 
den Bedürfnissen und Möglichkeiten im Beschäf- 
tigungssystem von Wirtschaft und öffentlichem 
Dienst. Dabei hat sich auch als Problem erwiesen, 
daß Studierende den jeweils höchstmöglichen 
Abschluß anstreben, weil sie dadurch die Chance 
bekommen möchten, unmittelbar in höher be- 
wertete Funktionen einzutreten. Eine stärker 
funktionsbezogene Differenzierung der Zuord- 
nungen im Verhältnis zwischen Bildungsabschlüs- 
sen, Ämtern bzw. Dienstposten und Laufbahnen 
wird - ergänzt durch die Verhältnisse zwischen 
berufsqualifizierender Erstausbildung und Quali- 
fikationsmöglichkeiten durch Praxis, Fortbildung 
und individuelle Leistung -- zu durchlässigeren 
Beriifsstrukturen führen, die auch ihrerseits in 
Zukunft eine bessere Abstimmung erlauben 
können. 

2. Mit dem von der Bund-Länder-Kommission für 
Bildungsplanung am 15. Juni 1973 verabschiede- 
ten und von den Regierungschefs am 20. Sep- 
tember 1973 gebilligten Bildungsgesamtplan 
wurde ein Umriß für die Reform der Inhalte, Ab- 
schlüsse und Strukturen der Bildungseinrichtun- 
gen geschaffen, der Grundlage für die Unter- 
suchungen und Maßnahmen der Bundesregierung 
zum Zusammenhang von Bildungs- und Berufs- 
reform darstellt. Es besteht aber kein Zweifel, 
daß die mangelnde Einigung in der zentralen 
Strukturfrage der Gesamtschule die Aussicht auf 
ein in sich geschlossenes und doch durchlässiges 
Bildungssystem von Abschlüssen und Berechti- 
gungen verstellt. 

Die Planungen sehen vor, daß ab 1976 als Ange- 
bot für alle Schüler ein qualifizierender Abschluß 
des Sekundarbereichs I (Sekundarabschluß I) 
eingeführt wird. In die Bildungsgänge, die zu 
diesem Abschluß führen, werden Inhalte aus der 
Wirtschafts- und Arbeitswelt einbezogen; ent- 
sprechende Profile sind zu entwickeln. 

Zum Sekundarbereich II gehören alle Bildungs- 
gänge, die unmittelbar auf dem Sekundarab- 
schluß I aufbauen, nämlich 
— berufsqualifizierende Bildungsgänge, 


— studienbezogene Bildungsgänge, 

— Bildungsgänge, die mit einer beruflichen Qua- 
lifikation oder Ausrichtung auch Bildungs- 
gänge im tertiären Bereich eröffnen, 

— berufsbefähigende Bildungsgänge. 

Jeder Abschluß im Sekundarbereich II wird nach 
Art, Inhalt und Umfang den erfolgreich durch- 
laufenen individuellen Bildungsgang widerspie- 
geln und damit deutlicher als bisher erkennen 
lassen, welche Befähigungen für Beruf und Stu- 
dium vorhanden sind. Der Sekundarabschluß II 
eröffnet somit ein breites Spektrum beruflicher 
Möglichkeiten. 

Die inhaltliche Gestaltung der neuen Bildungs- 
abschlüsse im Sekundarbereich I und II ist z. Z. 
Gegenstand von vertiefenden Erörterungen in 
den Gremien der Bund-Länder-Kommission für 
Bildungsplanung. Aussagen über Auswirkungen 
der neuen Abschlüsse auf die Berufsstrukturen 
sind daher gegenwärtig noch nicht möglich. 

Die Bundesregierung ist bemüht, unter dem Ge- 
sichtspunkt der Gleichwertigkeit berufliche und 
allgemeine schulische Bildung stärker aufein- 
ander abzustimmen und miteinander zu verzah- 
nen und zu verflechten. Auf der Grundlage des 
Artikels 91 b GG werden u. a. Modellversuche 
zur Integration beruflicher und allgemeiner 
schulischer Bildung gefördert, die allgemeinbil- 
dende und berufliche Bildungsgänge des Sekun- 
darbereiches II zusammenfassen und zum Teil 
auch dabei die Teilzeitberufsschule einbeziehen. 
Der Bund fördert außerdem Modellversuche von 
Firmen, die besondere Ausbildungsgänge für Ab- 
iturienten entwickelt haben. Dabei soll auch die 
Einordnung dieser Ausbildungsgänge in das Bil- 
dungssystem untersucht werden. 

Für die Bundesregierung und die Mehrheit der 
Länder ist ein entscheidender Schlüssel zur Her- 
stellung von Chancengleichheit und eines funk- 
tionsgerechten Ausbildungssystems nicht nur die 
von allen Regierungen des Bundes und der 
Länder befürwortete stärkere Verzahnung allge- 
meiner und beruflicher Bildung in der Sekundar- 
stufe II, sondern auch die Zusammenführung des 
gegliederten Schulwesens der Sekundarstufe I zu 
Gesamtschulen. Erst die mit der Gesamtschule 
und einem gleichwertigen curricularen Angebot 
für alle Jugendlichen zwischen 10 und 15 Jahren 
verbundenen Möglichkeiten individueller Förde- 
rung werden es erlauben, in der darauf folgen- 
den Bildungsstufe Entscheidungen zu treffen, die 
Neigung, Befähigung und Leistung objektiver als 
bei Zehnjährigen zugrunde legen und daher eine 
Orientierung zulassen, die begründbar ist und 
sich damit entscheidend von einer oft auf Pre- 
stigedenken, Unsicherheit oder schichtenspezifi- 
scher Tradition basierenden Schulentscheidung 
bereits für die Zehnjährigen abhöbe. 

Zum tertiären Bereich im Sinne des Bildungs- 
gesamtplanes gehören die Hochschulen und son- 
stigen Ausbildungsstätten mit berufsqualifizie- 
renden Bildungsgängen (Schulen, Fachschulen 
und höhere Fachschulen, die auch künftig nicht 
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dem Sekundarbereich, dem Hochschulbereich 
oder der Weiterbildung zuzuordnen sind). Im 
Hinblick auf die Vielfalt der in Betracht kommen- 
den Einrichtungen und die infolge der wissen- 
schaftlich-technologischen Entwicklung wachsen- 
den beruflichen Anforderungen muß im einzelnen 
noch geprüft und offen gelassen werden, welche 
Bildungsgänge zum Bereich der Hochschulen oder 
der sonstigen berufsqualifizierendon Ausbil- 
dungsstätten zu rechnen sind. Dies ist im übrigen 
auch eine Erage, die im Zusammenhang mit der 
stärker berufsfeldorientierten Ausbildung des 
Studiums zu sehen ist, wie sie der Entwurf des 
Hochschulrahmengesetzes vorsieht. 

Mit dem am 29. August 1973 vom Bundeskabinett 
beschlossenen Entwurf eines Hochschulrahmen- 
gesetzes hat die neue Bundesregierung rasch be- 
gonnen, die rechtlichen Voraussetzungen für eine 
Reform des Hochschulbereiches zu schaffen. Der 
Entwurf sieht ein System von gestuften und auf- 
einander bezogenen Studiengängen und Studien- 
abschlüssen vor, das besonders wirksam in der 
Gesamthochschule verwirklicht wird (vgl. z. B. 
§§ 2, 4, 8, 11 und 20). Dadurch sollen frühzeitige 
berufsqualifizierende Bildungsabschlüsse ermög- 
licht, Sackgassen vermieden und der Wissen- 
schafts- und Praxisbezug in allen Studienphasen 
garantiert werden. Ein derartig integriertes, zu- 
gleich aber differenziertes Studienangebot kann 
dem Studenten ein jeweils seiner Neigung, Be- 
gabung und Leistungsfähigkeit entsprechendes 
Studium mit einem berufsqualifizierenden Ab- 
schluß ermöglichen, ohne daß die Stufung zu 
einer Abschottung der Studiengänge voneinander 
führt. Abstufungen innerhalb der Studiengänge 
und zwischen Studiengängen müssen sich an den 
Erfordernissen beruflicher Tätigkeitsfelder und 
den entsprechenden Studieninhalten ausrichten; 
sie dürfen keine Prestigebarrieren aufrecht- 
erhalten oder errichten. Gemeinsam gilt für alle 
Studiengänge, daß sie auf ein berufliches Tätig- 
keitsfeld vorbereiten, um dem Studenten viel- 
fältige berufliche Entwicklungsmöglichkeiten zu 
eröffnen (§ 8). 

3. Für den BereAh des öffentlichen Dienstes hat die 
Studienkommission für die Reform des öffent- 
lichen Dienstrechtes mit ihren Arbeitsergebnissen 
und Vorschlägen eine wichtige Grundlage zur 
Neugestaltung des Laufbahnwesens und seiner 
Verschränkung mit dem Bildungswesen geschaf- 
fen. Zu Einzelheiten der Zuordnung von Bil- 
dungsabschlüssen, zu Funktionsgruppen und Ein- 
stiegen hat sich die Studienkommission inner- 
halb des gesetzten Aufgaben- und Zeitrahmens 
nicht äußern können. Sie hat auch selbst der 
Überzeugung Ausdruck gegeben, daß für die 
weitere Konkretisierung und Umsetzung der 
Reformvorschläge längere Zeitspannen benötigt 
werden. 

Die Bundesregierung sieht insbesondere die Auf- 
gabe, eine umfassende Überprüfung der Funk- 
tionsstrukturen vorzunehmen und die Arbeiten 
zur Entwicklung eines Systems der Ämter und 


Dienstposter.bewertung so fortzuführen, daß sich 
erweist, ob und in welchem Maße eine Abgren- 
zung, Beschreibung und Bewertung der Dienst- 
posten künftig zur Grundlage für typisierende 
Zuordnungen im Rahmen der künftigen neuen 
Berufsordnung des öffentlichen Dienstes werden 
kann. Die Bundesregierung ist sich bewußt, daß 
eine Neufassung der Funktionen, die Verbindung 
der Funktionen zu Funktionsgruppen und Ver- 
wendungsreihen und die Entwicklung eines ent- 
sprechenden neuen Bewertungssystems mitsamt 
der Festlegung der Anforderungsprofile und der 
Zuordnung der Bildungsabschlüsse in einem der- 
artigen Befähigungs- und Leistungssystem nur 
auf dem Weg über eingehende, gründliche Unter- 
suchungen geleistet werden kann. Das Ziel der 
Gesamtneuordnung des Laufbahnwesens im Zu- 
sammenhang mit neuen Bildungsstrukturen wird 
daher auch nur schrittweise erreicht werden 
können. 

Die gegenseitige funktionsgerechte Zuordnung 
der neuen Bildungsabschlüsse und neuen Lauf- 
bahnstrukturen wird Ubergangslösungen und 
vielfach Erprobungen erfordern, bis eine neue 
leistungsfähige Gesamtstruktur erreicht sein 
wird. 

III. 

Zum Buchstaben c des Ersuchens des Deutschen 

Bundestages berichtet die Bundesregierung wie 

folgt: 

1. Die Bundesanstalt für Arbeit unternimmt viel- 
fältige Bemühungen, den zukünftigen Bedarf an 
beruflichen Tätigkeiten abzuschätzen, die für die 
Absolventen des Sekundarbereiches II in Be- 
tracht kommen. Diese Aktivitäten werden aller- 
dings durch den gegenwärtig noch nicht sehr weit 
fortgeschrittenen Stand der Prognoseforschung 
im Bereich der Beschäftigung erschwert. Es ist 
zwar möglich, grobe Entwicklungstendenzen auf- 
zuzeigen und damit qualitative Aussagen zur 
Entwicklung von Angebot und Nachfrage zu ma- 
chen, nicht jedoch, die Beschäftigungsmöglich- 
keiten von Absolventen bestimmter Ausbildun- 
gen quantitativ exakt zu prognostizieren. Soweit 
die Mängel der heutigen Prognoseforschung auf 
unzulänglichen statistischen Informationen be- 
ruhen, ist als Folge der nunmehr im Aufbau 
befindlichen Beschäftigungsstatistik zukünftig mit 
entscheidenden Verbesserungen zu rechnen. 

Die Bundesanstalt für Arbeit und ihr Institut für 
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung erwarten auf- 
grund einer Berufsverlaufsuntersuchung in Kürze 
Aufschlüsse über den beruflichen Weg der- 
jenigen Abiturienten, die unmittelbar nach dem 
schulischen Abschluß ins Erwerbsleben einge- 
treten sind. Damit werden auch die Kenntnisse 
über die vertikale Mobilität in den einzelnen 
Berufen verbessert. Im Zusammenhang mit der 
Berufsverlaufsuntersuchung wurden Vorgesetzte 
darüber befragt, welche Ausbildung sie für die 
einzelnen Arbeitsplätze für notwendig erachten. 
Die Ergebnisse dieser Befragung werden in ab- 
sehbarer Zeit vorliegen. 
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Die von der Bundesanstalt für Arbeit an das 
Battelle-Institut in Auftrag gegebene dritte Stufe 
einer quantitativen und qualitativen Voraus- 
schau auf den Arbeitsmarkt der Bundesrepublik 
Deutschland berücksichtigt u. a. die Zielvorstel- 
lungen der Bildungsplanung bei der Prognose der 
Struktur des Erwerbspersonenangebots. Die 
Gegenüberstellung mit dem Qualifikationsbedarf 
der einzelnen Sektoren der Wirtschaft wird einen 
groben Überblick über die Beschäftigungsmög- 
lichkeiten auch der Absolventen des Sekundar- 
bereichs II ermöglichen. 

Darüber hinaus wird die Bundesanstalt für Arbeit 
zusätzliche Informationsunterlagen über Aus- 
bildungswege in Wirtschaft und Verwaltung für 
Absolventen des Sekundarbereichs II entwickeln. 
Sie beabsichtigt, zu diesem Zweck ein wissen- 
schaftliches Institut mit der Durchführung einer 
Erhebung über das Ausbildungsstellenangebot 
für Abiturienten und Abiturientinnen zu beauf- 
tragen. Die Erhebung soll auch dem Ziel dienen, 
neue Ausbildungsstellen für Abiturienten zu er- 
schließen. 

2. Das Bundesinstitut für Berufsbildungsforschung 
in Berlin hat sich in einer Vorstudie und Pro- 
blernanalyse mit „Ausbildungsordnungen zu 
Ausbildungsberufen für Absolventen der Sekun- 
darstufe II" befaßt. Im Forschungsprogramm 
1972/1973 ist als Teilprojekt „Ermittlung von 
Grundlagen für besondere Ausbildungsgänge im 
Bereich der Wirtschaft für Absolventen der Se- 
kundarstufe II als Basis für den Erlaß besonderer 
Ausbildungsordnungen und Überprüfung be- 
stehender Ausbildungsmodelle hinsichtlich ihrer 
Attraktivität (Aufstiegsmöglichkeiten, Konkur- 
renzfähigkeit zur Ausbildung an Hochschulen) für 
Absolventen der Sekundarstufe 11" enthalten. Im 
Hinblick auf eine sinnvolle Arbeitsteilung mit 
anderen Institutionen, insbesondere der Bundes- 
anstalt für Arbeit, erstreckte sich die Tätigkeit 
des Bundesinstituts für Berufsbildungsforschung 
in diesem Bereich primär auf die Sammlung von 
Material und die Analyse bestehender Ausbil- 
dungsgänge für Abiturienten außerhalb der 
Hochschule; das gesammelte Material ist noch 
nicht ausgewertet worden. 

3. Der Bundesausschuß für Berufsbildung hat nach 
eingehenden Vorarbeiten im Januar 1973 Krite- 
rien gesetzt, nach denen Einzelprojekte der Aus- 
bildungsgänge für Abiturienten beurteilt werden 
sollen. Sie dienen als Grundlage für die weiteren 
internen Beratungen im Bundesausschuß, die 
ständig fortgeführt und nach Vorlage der kürz- 
lich veröffentlichten Empfehlungen der Bildungs- 
kommission des Deutschen Bildungsrates zur 
Planung berufsqualifizierender Bildungsgänge im 
tertiären Bereich in absehbarer Zeit zum Ab- 
schluß gebracht werden sollen. 

Im übrigen hat der Bundesausschuß für Berufs- 
bildung am 26. Januar 1972 zum „Zwischenbericht 
der Bund-Länder-Kommission für Bildungspla- 
nung über den Bildungsgesamtplan und ein Bil- 


dungsbudget'' Stellung genommen (vgl. Bundes- 
arbeitsblatt 3/1972, S. 182 ff.). Der Bundesaus- 
schuß setzt sich darin für eine curriculare Ver- 
flechtung beruflicher und studienbezogener Bil- 
dungsgänge ein, damit die Gleichwertigkeit von 
beruflicher und allgemeiner schulischer Bildung 
auch wirklich erreicht werden kann. Für die 
Reform des Sekundarbereichs II schlägt er Bil- 
dungsgänge vor, die entweder einen berufs- 
qualifizierenden oder einen studienqualifizieren- 
den Schwerpunkt haben sollten. Berufsqualifizie- 
rende Bildungsgänge sollten nach entsprechenden 
Ergänzungskursen zur Hochschulberechtigung 
führen können; studienqualifizierende Bildungs- 
gänge sollen nach entsprechenden Ergänzungs- 
kursen berufsqualifizierende Abschlüsse ermög- 
lichen. 

4. Das Institut für sozialwissenschaftliche Forschung 
in München hat in den Jahren 1971/1972 im Auf- 
trag des Bundesministeriums für Bildung und 
Wissenschaft eine empirische Untersuchung über 
Ausbildungsmöglichkeiten für Abiturienten 
außerhalb der Hochschulen durchgeführt. Nach 
dem Ergebnis, das in Kürze veröffentBcht wird, 
zeichnet sich ab, daß die Zahl der Abiturienten, 
die ohne Studium in das Berufsleben eintritt, seit 
Jahren ständig abnimmt. Die meisten Betriebe 
sind auch nicht auf die Aufnahme von Abiturien- 
ten als Arbeitskräfte oder als Auszubildende ein- 
gestellt. Die Mehrzahl der Betriebe, soweit sie 
überhaupt Abiturienten einstellen oder aus- 
bilden, betrachten dies als eine Ausnahme und 
behandeln Abiturienten im wesentlichen nicht 
anders als Auszubildende mit Realschulabschluß 
oder entsprechender Vorbildung. Soweit Aus- 
bildungsverhältnisse mit Abiturienten bestehen, 
sind sie auf Handels- und Verwaltungsberufe 
konzentriert. Nur in Ausnahmefällen werden 
- überwiegend weibliche ~ Abiturienten in tech- 
nisch-naturwissenschaftlichen Assistentenberufen 
ausgebildet. Sonderausbildungen für Abiturien- 
ten sind Ausnahmeerscheinungen und werden 
nur von wenigen Großbetrieben durchgeführt 
oder vorbereitet. 

Gerade dieses zuletzt genannte, aber auch die 
unter 1. bis 3. erläuterten Vorhaben lassen deut- 
lich erkennen, daß es in den nächsten Jahren 
zwar darauf ankommt, für Abiturienten im bis- 
herigen Sinne alternative Ausbildungs- und Be- 
rufsmöglichkeiten zu finden, daß aber länger- 
fristig ein Ausgleich zwischen Bildungs- und Be- 
schäftigungssystem nur durch die Verwirklichung 
der unter II beschriebenen durchgreifenden 
Strukturänderung im Schul- und Hochschul- 
bereich ermöglicht werden kann. Man kann nicht 
hoffen, Fehlentwicklungen, die dadurch ent- 
stehen, daß die Gesamtschul- und Berufsbildungs- 
reform nicht erfolgt sind, dauerhaft im tertiären 
Bereich und durch Laufbahnreform korrigieren zu 
können. Hilfsmaßnahmen dürfen nicht mit Struk- 
turreformen verwechselt werden. Ebenso ist, wie 
nachstehend erläutert, für den Sektor des öffent- 
lichen Dienstes (neben dem Bereich der Wirt- 
schaft) ein wesentlich neuer Ansatz unabdingbar. 
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der dem Bildungsangebot Rechnung trägt und 
dazu stimuliert, es in der gebotenen Differen- 
ziertheit zu nutzen. 

5. Die Studienkommission für die Reform des 
öffentlichen Dienstrechts hat im Mai d. J. ihren 
Bericht vorgelegt. Eine Arbeitsgruppe der Stu- 
dienkommission hat sich besonders mit den 
Fragen der Ordnung der Berufszugänge und Be- 
rufswege im öffentlichen Dienst befaßt. Die Ge- 
sichtspunkte der gegenseitigen Zuordnung der 
Bildungsabschlüsse und der Funktionen und „Ein- 
stiege" im öffentlichen Dienst sind darin als 
wesentliche Bestandteile der Berufszugangsrege- 
lungen einbezogen. 

Da der Bericht der Kommission den Mitgliedern 
des Deutschen Bundestages übersandt worden 
ist, kann sich die Bundesregierung hier auf die 
Hervorhebung der wichtigsten Grundzüge und 
Einzelheiten der Ergebnisse beschränken: 

Die Studienkommission hat auf der Grundlage 
einer kritischen Auseinandersetzung mit dem bis- 
herigen Laufbahngruppensystem und den Instru- 
mentarien und Verfahren der Personalauswahl 
neue Grundsätze für ein künftiges Personalsteue- 
rungs- und damit Laufbahnsystem vorgeschlagen, 
das - ausgehend von dem Grundsatz vielseitiger 
Verwendbarkeit - die Bediensteten an Dienst- 
posten heranführt, für die sie geeignet sind, und 
das ihnen die ihrer Qualifikation und Leistungs- 
bereitschaft entsprechenden beruflichen Entwick- 
lungsmöglichkeiten eröffnet. Im Vordergrund 
steht dabei der Gedanke der funktionsbezogenen 
Zuordnung der Qualifikationen. 

Die Studienkommission hält die Übereinstim- 
mung von Anforderungen und Befähigung für 
das wichtigste Ziel jeder Regelung des Berufs- 
zuganges und Berufsweges. Die Personalsteue- 
rung soll durch Vergleich der Anforderungen des 
Dienstpostens mit der Befähigung des Bedienste- 
ten geschehen. Die Feststellung dieser Überein- 
stimmung soll sich künftig auf den Dienstposten 
ausrichten, der durch bestimmte Tätigkeiten und 
die daraus abgeleiteten konkreten Anforderungen 
gekennzeichnet und einer den Anforderungen 
entsprechenden Bezahlungsgruppe zugeordnet 
ist. Von der Orientierung an beamtenrechtlichen 
„Ämtern" wird damit abgegangen. 

Die Studienkommission hat ferner anerkannt, 
daß die Befähigung für einen größeren Funk- 
tionsbereich (Laufbahn) auf der Grundlage vor- 
geschriebener Ausbildungen und Prüfungen eine 
vielseitige Verwendbarkeit der Bediensteten ge- 
währleistet, die Personalsteuerung erleichtert 
und bessere berufliche Entwicklungschancen er- 
öffnet. Eine Personalsteuerung, die nicht nur von 
Fall zu Fall zu einer Übereinstimmung von An- 
forderungen und Befähigung führen und allge- 
mein geltende Grundsätze im öffentlichen Dienst 
verwirklichen will, könne sich nicht allein an 
Dienstposten orientieren, sondern erfordere 
Rahmenstrukturen als zusätzliche Orientierung. 
Ein geeignetes Instrument hierfür sei die Funk- 


tionsgruppe als Gesamtheit von Dienstposten, die 
aufgrund gleicher Ausbildung in fachlichen 
Grundkenntnissen, ergänzt durch Qualifikations- 
zuwachs am Arbeitsplatz und Fortbildung, wahr- 
genommen werden können. Aus den Funktions- 
gruppen sollen die Konsequenzen für Aus- und 
Fortbildung sowie für eine zielgerichtete Nach- 
wuchs- und Karriereplanung hergeleitet werden. 

Nach den Vorstellungen der Studienkommission 
ist die vertikale Ausdehnung (Reichweite) der 
einzelnen Funktionsgruppen allein abhängig von 
der Zahl der Bezahlungsgruppen, denen die 
Dienstposten zugeordnet sind, die aus einer Aus- 
bildung heraus wahrgenommen werden können, 
und zwar unmittelbar im Anschluß an diese Aus- 
bildung oder im Maße fortschreitender Qualifi- 
zierung über entsprechende Fortbildung und 
praxisbedingten Erfahrungszuwachs. 

Die Studienkommission geht davon aus, daß die 
Grenzen des beruflichen Werdegangs von Ver- 
waltungsbereich zu Verwaltungsbereich und in- 
nerhalb verschiedener Fachrichtungen unter- 
schiedlich sein werden, so daß sich die maximale 
vertikale Reichweite der Funktionsgruppen nicht 
für alle Bereiche einheitlich bestimmen lassen 
werde. 

In den Grenzbereichen zwischen verschiedenen 
Funktionsgruppen derselben Fachrichtung sollen 
folgende Dienstposten unterschieden werden; 

— Dienstposten, die von Bediensteten der 
nächstniedrigeren Funktionsgruppe trotz ihres 
Erfahrungszuwachses und einer intensivierten 
Fortbildung nicht mehr wahrgenommen wer- 
den können, sondern eine qualitativ andere 
Ausbildung oder einen äquivalenten Qualifi- 
kationserwerb erfordern; 

— Dienstposten, die einer Bezahlungsgruppe 
oberhalb des nächsthöheren Basiseinstiegs zu- 
geordnet sind und die in bezug auf ihr An- 
forderungsprofil zumindest gleich gut von An- 
gehörigen der nächstniedrigeren Funktions- 
gruppe aufgrund ihrer Erfahrung und der üb- 
lichen Fortbildung wahrgenommen werden 
können. 

Die Studienkommission hat sich dafür ausge- 
sprochen, in den Fällen, in denen die Grenze zur 
nächsthöheren Funktionsgruppe von den Anfor- 
derungen her nicht eindeutig bestimmbar ist, von 
einer formalen Begrenzung des beruflichen 
Werdegangs, wie sie die Laufbahngruppengrenze 
bildet, abzugehen. Sie ist der Auffassung, daß es 
nur Aufgabe einer funktionsorientierten Perso- 
nalsteuerung sein kann, von Fall zu Fall zu ent- 
scheiden, ob ein Dienstposten mit Bediensteten 
der einen oder anderen Funktionsgruppe besetzt 
werden soll. Die Funktionsgruppen unterscheiden 
sich von den Laufbahnen dadurch, daß sie aus 
konkreten Dienstposten und nicht aus abstrakten 
Ämtern gebildet sind. 

Die Studienkommission schlägt vor, Basis- und 
Zwischeneinstiege in die Funktionsgruppen zu 
ermöglichen. Die Einstiege sollen sich allein nach 
den Anforderungen der Fachrichtung richten 
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(während nach dem Laufbahngruppensystem 
grundsätzlich für alle Laufbahnen einer Lauf- 
bahngruppe gleiche Eingangsämter bestimmt 
sind). Dies werde dazu führen, daß die Basisein- 
stiege der Funktionsgruppen nicht immer zu 
Dienstposten der gleichen Bezahlungsgruppe er- 
öffnet werden. So könnten den Basiseinstiegen 
von Funktionsgruppen Zwischeneinstiege ande- | 
rer Funktionsgruppen entsprechen. 

Aus diesen grundsätzlichen Strukturüberlegun- i 
gen folgen die Erkenntnisse der Studienkommis- 
sion für die Herstellung funktionsgerechter Be- ^ 
Ziehungen zum Bildungsbereich: 

Den Basisdienstposten müssen die Bildungs- 
abschlüsse zugeordnet werden, die in Verbin- 
dung mit der Ausbildung in ihrem Niveau den 
Anforderungen der Basisdienstposten möglichst 
nahe kommen und darüber hinaus erwarten 
lassen, daß das Befähigungspotential der Absol- 
venten den Anforderungen der Funktionsgruppe ' 
entspricht. 

! 

Die Entscheidung, einen Dienstposten als Basis- 
dienstposten einzustufen, kann aufgrund funk- ^ 
tionaler Gegebenheiten und unter Berücksichti- 


gung vorgegebener Bildungsabschlüsse getroffen 
werden. 

Soweit notwendig, können aus funktionalen 
Gründen mit Rücksicht auf Bildungsabschlüsse, 
die über die Anforderungen der Basisfunktion 
wesentlich hinausgehen, Regeleinstiege auch 
oberhalb der Basiseinstiege (Zwischeneinstiege) 
eröffnet werden. Weiterhin sollen auch in Zu- 
kunft Sondereinstiege für Einzelbewerber zuge- 
lassen werden. 

Die Studienkommission kommt zu der Erkennt- 
nis, bei der Neugestaltung des Bildungsbereiches 
werde wegen der Vielzahl der in Wirtschaft und 
Verwaltung vorhandenen Funktionen nicht er- 
wartet werden können, daß die unterschiedlichen 
und speziellen Anforderungen einer jeden Funk- 
tionsgruppe in vollem Umfange berücksichtigt 
werden können. Im Vordergrund der Bemühun- 
gen sollte daher eine allgemeine qualitative Ver- 
besserung der Abschlüsse stehen, die es dem Be- 
werber erleichtert, sich die unterschiedlichen 
Kenntnisse und Fertigkeiten, die die einzelnen 
Funktionsgruppen erfordern, in der Ausbildung 
oder bei der Einweisung am Arbeitsplatz anzu- 
eignen. 
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